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 Rechtslage für Unternehmen bei Streik 
 

 

   
 

Auf was müssen Unternehmen im Falle eines Streiks achten? Kontaktinformationen 

Streiks sind zum Leidwesen vieler Unternehmen derzeit in Österreich hochaktuell. Federführend bei der 
Organisation der Streiks sind Gewerkschaften und Betriebsräte. Durch diese Arbeitskampfmaßnahme wird 
meist versucht, höhere Löhne für MitarbeiterInnen herauszuholen. In jüngster Zeit kam es vor allem im 
Industriesektor und im Einzelhandel zu Streiks. Auch in anderen Branchen zeichnen sich derartige 
Arbeitskampfmaßnahmen ab. 

Folgende rechtliche Prinzipien sind für Unternehmen bei einem Streik besonders wichtig: 

• ArbeitnehmerInnen dürfen sich nicht an unrechtmäßigen Streiks beteiligen, sondern nur an 
rechtmäßigen Streiks. 

• Von Gewerkschaften organisierte Streiks – etwa zur Erreichung höherer kollektivvertraglicher 
Löhne - sind in der Regel rechtmäßig. 

• Vom Betriebsrat oder von ArbeitnehmerInnen organisierte Streiks (oft getarnt als 
"Protestversammlungen") sind hingegen in der Regel unrechtmäßig. 

• Bei unrechtmäßigen Streiks können Unternehmen folgende Schritte setzen: 

• Klage gegen den Betriebsrat oder die ArbeitnehmerInnen auf Unterlassung des 
Streiks. 

• Klage gegen den Betriebsrat oder ArbeitnehmerInnen auf Schadenersatz. 

• Entlassung von ArbeitnehmerInnen, die sich am Streik beteiligen (einzelfallabhängig). 

• Rechtmäßige Streiks können Unternehmen nicht untersagen. Aber in Ausnahmefällen können 
Schadenersatzansprüche geltend gemacht werden (z.B. bei einer Beschädigung von 
Betriebsmitteln oder einem Geschäftsausfall wegen plötzlicher und unsachgemäßer 
Arbeitsniederlegung). 

• Für die Dauer eines rechtmäßigen Streiks haben ArbeitnehmerInnen das Recht, von der Arbeit 
freigestellt zu werden. Streikende ArbeitnehmerInnen verlieren für die Dauer des Streiks aber 
ihren Anspruch auf Entgelt. Die entgeltfreien Zeiträume sind der Sozialversicherung gegenüber 
anzuzeigen. 

• ArbeitnehmerInnen, die sich nicht am Streik beteiligen, müssen sich arbeitsbereit melden. 
Andernfalls verlieren auch diese ihren Entgeltanspruch. 

• Treffen ArbeitnehmerInnen im Zuge des Streiks öffentlich (z.B. auf Social Media oder anderen 
Medien) negative und schwer rufschädigende Aussagen über ihre ArbeitgeberInnen, sollten 
Unternehmen arbeitsrechtliche Konsequenzen einleiten (z.B. Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses). 
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• Unternehmen dürfen Gewerkschaftsmitglieder, die nicht im Unternehmen beschäftigt sind, von 
Streikaktionen vor Ort im Betrieb ausschließen. 

• Während eines Streiks dürfen Arbeitskräfte nicht an Unternehmen, in denen gestreikt wird, 
überlassen werden. Das bestreikte Unternehmen, das bereits die überlassenen Arbeitskräfte 
beschäftigt, muss den Überlasser vom Streik frühzeitig informieren und mit diesem kooperieren. 
Verstöße können zu hohen Verwaltungsstrafen führen. 

 

Empfehlung 
Erarbeiten Sie frühzeitig einen Plan, welcher die Betriebsfähigkeit für kritische Betriebsteile auch für den Fall 
eines Streiks sicherstellt. Informieren Sie den Betriebsrat sowie die Belegschaft frühzeitig von diesem Plan 
und fordern Sie diese zu einer verantwortungsvollen Wahrnehmung ihres Streikrechts auf. 

 

 


